
Hauptsatzung

der Ortsgemeinde Niederahr
vom 26.O7.2OO4

angepasst an EU-Dienstleistungsrichtlinie am 06. 1O.2O10

Der Ortsgemeinderat hat aufgrund der §§ 24 wd25 der Gemeindeordnung (GemO), der §§ 7

und 8 der Landesverordnung zur Durchführung der Gemeindeordnung (GemODVO), des § 2

der Landesverordnung über die Aufivandentschädigung ftir Ehrenämter in Gemeinden und

Verbandsgemeinden (EntschädigungsVo-Gemeinden) die folgende Hauptsatzung

beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

(t)

§1

Öffenttiche Bekanntmachungen, Bekanntgaben

öffentliche Bekanntmachungen der Ortsgemeinde erfolgen in einer Zeitung. Der

Gemeinderat entscheidet durch Beschluss, in welcher Zeitungdie Bekanntmachungen

erfolgen. Der Beschluss ist öffentlich bekanntzumachen.

Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Erläutemngen

können abweichend von Abs. 1 durch Auslegen im Dienstgebäude der

Verbandsgemeindeverwaltung zu jedermanns Einsicht wtihrend der Dienststunden

bekannt gemacht werden. In diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort (Gebäude und Raum),

Frist undZeit der Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung in der Form des Abs.

t hinzuweisen. die Auslegungsfüst beträgt mindestens 7 volle Werktage. Besteht an

dienstfreien Werktagen keine Möglichkeit der Einsichtnahme' so ist die

Auslegungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens 7 Tagen Einsicht genommen

werden kann.

Soweit durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung vorgeschrieben ist und

hierfür keine besonderen Bestimmungen gelten, gilt Abs. 2 entsprechend.

Dringliche Sitzungen im Sinne des § 8 Abs. 4 GemODVO des Ortsgemeinderates oder

seiner Ausschüsse werden abweichend von Abs. 1 durch Aushang an der

Bekanntmachungstafel, die sich am Gemeindehaus befindet, bekannt gemacht, sofem

eine rechtzeitige Bekanntmachung gem. Abs. 1 nicht mehr möglich ist.

Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer Umstände die

vorgeschriebene Bekanntmachungsform nicht angewandt werden, so erfolgt in
ruraufschiebbaren Fällen die öffentliche Bekanntmachung durch Aushang an der

Bekanntmachungstafel, die sich am Gemeindehaus befindet.

(2)

(3)

(4)

(5)



(6)

Die Bekanntmachung ist unverzüglich nach Beseitigung des Hindernisses in der
vorgeschriebenen Form nachzuholen, sofem nicht der Inhalt der Bekanntrnachung
durch Zeitablauf ge genstandslo s geworden i st.

Sonstige Bekanntgaben erfolgen gem. Abs. 1, sofern nicht eine andere
Bekanntmachungsforrn vorgeschrieben ist.

§2

Ausschüsse des Ortsgemeinderates

Der Ortsgemeinderat bildet bei Bedarf ftir bestimmte Aufgabenbereiche Ausschüsse.

Die Mitglieder der bei Bedarf zu bildenden Ausschüsse werden aus Mitgliedern des
Ortgemeinderates und sonstigen w?ihlbaren Btirgerinnen und Bürgern der
Ortsgemeinde gebildet. Mindestens die Hälfte der Ausschussmitglieder soll Mitglied
des Ortsgemeinderates sein; entsprechendes gilt für die Stellvertreter der
Ausschussmitglieder.

(1)

(2)

§3

4.

2.
J.

5.

6.
7.

Übertragung von Aufgaben des Ortsgemeinderates auf Ausschüsse

Die Aufgabenstellung sowie die Übertragung der Beschlussfassung über bestimmte
Angelegenheiten auf einen Ausschuss erfolgt durch Beschluss des Ortsgemeinderates.

§4

Übertragung von Aufgaben des Ortsgemeinderates auf den Ortsbürgermeister

Auf den Ortsbürgermeister wird die Entscheidung in folgenden Angelegenheiten übertragen:

1. Vergabe von Aufträgen und Arbeiten im Rahmen der verfligbaren Haushaltsmittel bis
zu einer Wertgrenze von 3000,- € im Einzelfall.
Aufnahme von Krediten nach Maßgabe der Entscheidungen des Ortsgemeinderates.
Stundung gemeindlicher Forderungen nach Maßgabe allgemeiner Grundsätze und
Richtlinien des Gemeinderates bis zu einem Bekag von 2000,- €.
Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der verftigbaren Haushaltsmittel nach
Maßgabe allgemeiner Grundsätze und Richtlinien des ortsgemeinderates.
Ausübung des Vorkaußrechtes bis zu einem Wert von 5000,- €.
Zustimmung gemäß § 2l Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 20 Abs. Satz2 Gasstättenverordnung.
Entscheidung über die Einlegung von Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln zur
Fristwahrung.

Die Zuständigkeit des Ortsbtirgermeisters für die laufende Verwaltung gemäß § 47 Abs. I



Satz2 Nr. 3 GemO bleibt von der vorstehenden Aufgabenübertragung unberührt.

§s

Beigeordnete

(1) Die Ortsgemeinde hat 3 Ortsbeigeordnete

§6

Auftyandsentschädigung für Mitglieder des Ortsgemeinderates

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen
Aufivendungen erhalten die Ratsmitglieder für die Teilnahme an Sitzungen des

Ortsgemeinderates eine Entschädigung.

(2) Die Entschädigung wird gewährt in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 10,- €.

§7

Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen

(1) Die Mitglieder der bei Bedarf zu bildenden Ausschüsse des Ortsgemeinderates
erhalten eine Entschädigung in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe des an die
Ratsmitglieder nach § 6 zu zahlenden Sitzungsgeldes.

§8

Aufrvandsentschädigung des Ortsbürgermeisters

Sofern nach den steuerlichen Bestimmungen die Enfichtung der Lohnsteuer nach einem
Pauschalsteuersatz möglich ist, wird der Pauschalsteuersatz von der Ortsgemeinde getragen.

Der Pauschalsteuerbetrag wird auf die Aufinandsentschädigung nicht angerechnet.

§e

Auftvandsentschädigung der Ortsbeigeordneten

(1) Der ehrenamtliche Ortsbeigeordnete erhtilt ftir den Fall der Vertretung des
Ortsbürgermeisters gemäß § 12 Abs. I EntschädigungsVO-Gemeinden eine
Aufivandsentschädigung in Höhe der Aufwandsentschädigrrrg des Ortsbürgermeisters.



(2)

(3)

Erfolgt die Vertretung des O*sbürgermeisters nicht für Dauer eines vollen Monats, so

beträgt sie fürjeden Tag der Vertretungll3} des Monatsbetrages der dem

Ortsbürgermeister zustehenden Aufivandsentschädigtrng.
Erfolgt die Vertretung während eines kürzerenZeitravwres als einen vollen Tag, so

erhält er l/60 der Aufwandsentschädigung nach SatzZ, mindestens 11,20 €,.

Eine nach Abs. 2 gewährte Aufwandsentschädigung ist anzurechnen.

Ehrenamtliche Ortsbeigeordnete ohne Geschäftsbereich, denen keine
Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 gew?ihrt wird, erhalten für die Teilnahme an den

Sitzungen des Ortsgemeinderates, der Ausschüsse und den Besprechungen mit dem
Ortsbtirgermeister (§ 50 Abs. 7 GemO) die für Ratsmitglieder festgesetzte

Aufi vandsentschädi gung.

Ehrenamtliche Ortsbeigeordnete, die nicht Mitglied des Verbandsgemeinderates sind,
jedoch in Vertretung des Ortsbürgermeisters an Sitzungen des Verbandsgemeinderates

teilnehmen und denen keine Aufiryandsentschädigung gewährt wird, wird für die
Teilnahme an diesen Sitzungen von der Ortsgemeinde eine Aufivandsentschädigung
gewährt.
Sie beträgX je Sitzung 1/30 der für den Ortsbürgermeister festgesetzten

Aufwandsentschädigung, mindesten j edoch I 1,20 €,.

Entsprechendes gilt für die Teilnahme an Besprechungen des Bürgermeisters der
Verbandsgemeinde mit den Ortsbürgermeistern gemäß § 69 Abs. 4 GemO.

Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Entrichtung der Lohnsteuer nach

einem Pauschalsteuersatz möglich ist, wird der Pauschalsteuersatz von der
Ortsgemeinde getragen. Der Pauschalsteuerbetrag wird auf die
Aufinandsentschädigung nicht angerechnet.

§10

Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am01.07.2004 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 05.05.1995 außer Kraft.

Niederahr, den Muv
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Hinweis

Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung von Rheinland-Pfalz (GemO) vom 14.12.1973
(GVBI. S. 419), zuletzt geändert durch Artikel 8 Nr. I des Landesgesetzes zur Anderung
kommunalrechtlicher Vorschriften vom 05.10.1993 (GVBI. S. 48D wird auf folgendes
hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes zu Stande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu Stande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sinä, oder

2. vor Ablauf der in Satz I genannten Frist von 1 Jahr die Aufsichtsbehörde den
Beschluss beanstandet, oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschriften gegenüber der Verbandsgemeinde Wallmerod, Gerichtsstraße l,
Wallmerod, unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll,
schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, kann auch nach Ablauf der in
Satz 1 genannten Jahresfrist jedermann diese verletzunggeltend machen.

Niederahr, den ,4i. ol " zooT


